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I. Zivilverfahrensrecht

1Das Zivilprozessrecht, dabei insbesondere die Zivilprozessordnung (ZPO), stellt
klassisches öffentliches Recht dar, denn es regelt zusammen mit dem Gerichts-
verfassungsgesetz (GVG) die Einrichtung der staatlichen Zivilrechtspflege, die
Tätigkeit der Rechtspflegeorgane und das von ihnen anzuwendende Verfahren.1

Weil die ZPO öffentliches Recht ist, kann zur Lückenausfüllung nicht ohne Wei-
teres auf das BGB zurückgegriffen werden.2

2Die Vorschriften der ZPO sind ganz überwiegend zwingend, um Rechtssicher-
heit zu erzielen, um die Wahrheitsfindung zu unterstützen und um einen mög-
lichst schnellen Verfahrensablauf zu ermöglichen. Eine wesentliche Ausnahme
sind Prozessverträge.3

3Die Zivilrechtspflege verfolgt den Zweck, die Durchsetzung subjektiver Rechte
zu vermitteln. Sie hat dabei drei Aufgaben zu erfüllen: die Rechtsfeststellung,
die Rechtsdurchsetzung und die (vorsorgliche) Rechtssicherung. Diese Ziele
werden durch das Erkenntnisverfahren, das Vollstreckungsverfahren sowie das
Verfahren des Arrestes und der einstweiligen Verfügung erreicht.4

4Das Erkenntnisverfahren hat die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens
des in der Klage behaupteten oder verneinten Rechts zum Ziel.5 Der Arrest und
die einstweilige Verfügung nach §§ 916ff. ZPO dienen der Sicherung gefährde-
ter Rechte und Rechtsverhältnisse. Systematisch sind sie im Buch 8, dem
Zwangsvollstreckungsverfahren der ZPO, angeordnet und umfassen ein summa-
risches Erkenntnisverfahren über den Arrestanspruch nach §§ 916ff. ZPO bzw.
den Verfügungsanspruch nach §§ 935ff. ZPO.6

5In diesem ersten Abschnitt werden zunächst das Erkenntnisverfahren und das
Verfahren des Arrestes und der einstweiligen Verfügung betrachtet.

6Zivilprozessuale Details rund um die Kryptowährungen werden in diesem Teil
exemplarisch anhand folgender vereinfachter Sachverhalte betrachtet:

a) Bildung eines neuen Blocks:
Der Kläger begehrt Übertragung eines Blocks (hier gleichgestellt mit einer
Kryptowährungs-Einheit, z.B. ein Bitcoin). Der Anspruch ist gegen den
„Emittenten“ der Kryptowährung gerichtet.
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1 Rauscher, in: MüKo-ZPO, Einleitung Rn. 25.
2 Rauscher, in: MüKo-ZPO, Einleitung Rn. 26.
3 Rauscher, in: MüKo-ZPO, Einleitung Rn. 25.
4 Rauscher, in: MüKo-ZPO, Einleitung Rn. 20.
5 Rauscher, in: MüKo-ZPO, Einleitung Rn. 21.
6 Rauscher, in: MüKo-ZPO, Einleitung Rn. 24.
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b) Übertragung von virtuellen Währungen (= Ankauf von virtuellen Währun-
gen):
Der Kläger schloss mit dem Beklagten einen Vertrag über die Übertragung
eines „Betrages“ in einer Kryptowährung, welchen der Beklagte nicht „liefer-
te“. Der Kläger begehrt die Übertragung des vereinbarten Betrages in der ver-
einbarten Kryptowährung.

c) Bezahlen mit virtuellenWährungen:
Der Kläger schloss mit dem Beklagten (Käufer) einen Kaufvertrag. Als
„Preis“ bzw. Gegenleistung wurde ein Betrag in einer bestimmten Krypto-
währung vereinbart, welchen der Beklagte nicht zahlte. Der Kläger begehrt
die Übertragung des vereinbarten Betrages in der Kryptowährung.

d) Feststellung einer Blockchain-Transaktion:
Der Kläger begehrt die Feststellung, dass eine bestimmte Transaktion in der
Blockchain stattgefunden hat. Der Anspruch ist gegen den „Betreiber“ ge-
richtet.

e) Korrektur einer Blockchain-Transaktion:
Der Kläger begehrt die Korrektur einer bestimmten Transaktion in der Block-
chain. Der Anspruch ist gegen den „Betreiber“ gerichtet.

f) Auskunft aus einer Blockchain:
Der Kläger begehrt technische Detailinformationen aus der Blockchain. Der
Anspruch ist gegen den „Betreiber“ gerichtet.

g) Anspruch auf Herausgabe des privaten Schlüssels:
Der Kläger, z.B. ein Testamentsvollstrecker, begehrt die Bekanntgabe des
privaten Schlüssels, weil er eine Wallet gefunden hat und den Wert der Kryp-
towährung realisieren muss.

1. Anwendbares Recht

7 Bei jedem zivilrechtlichen Vorgehen stellt sich die Vorfrage, welches Recht
überhaupt anwendbar ist.

8 Weil Kryptowährungen technisch bedingt nur selten in einem einzigen Land er-
rechnet und zum Teil auch verwaltet werden, drängt sich diese Frage schnell auf.
Zudem können bei den Abwicklungen von Transaktionen mit und über Krypto-
währungen Bürger und Unternehmen verschiedener Staaten involviert sein. Hier
ist zwischen der sachenrechtlichen Übertragung und dem schuldrechtlichen Ver-
trag zu unterscheiden.

9 Eine sachenrechtliche Übertragung von Kryptowährungen richtet sich nach
Art. 345 AEUV und Art. 43 Abs. 1 EGBGB, wonach Rechte an einer Sache
grundsätzlich ihrem Belegenheitsort entsprechen. Wenn eine nach deutschem
Recht erworbene Sache in einen anderen Staat gelangt, können nach Art. 43
Abs. 2 EGBGB (Sachen-)Rechte nicht im Widerspruch zur Rechtsordnung des
anderen Staates ausgeübt werden.
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10Der schuldrechtliche Teil der Übertragung von Kryptowährungen richtet sich
nach Art. 3 f. der VO (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des
Rats vom 17.6.2008 („Rom I-VO“). Nach Art. 3 Absatz 1 Rom I-VO können die
Parteien aber eine Rechtswahl ausdrücklich treffen.

11Weil bei der „Übertragung“ von Kryptowährungen meist aber keine ausdrückli-
che Rechtswahl getroffen wird, richtet sich das anzuwendende Recht nach Art. 4
Rom I-VO. Bei Kaufverträgen über bewegliche Sachen richtet sich das anzuwen-
dende Recht nach Art. 4 Abs. 1 Buchst. a Rom I-VO nach dem Recht des Staates
des Verkäufers. Wenn der Vertrag nicht unter den Katalog von Art. 4 Abs. 1
Rom I-VO fällt, weil der Kaufvertrag nicht über eine Sache im Sinne der Rege-
lungen in Buchst. a oder b abgeschlossen wird, so unterliegt der Vertrag dem
Recht des Staates, in dem die Partei, welche die für den Vertrag charakteristische
Leistung zu erbringen hat, gewöhnlich ihren Aufenthaltsort hat.

12Wenn Verbraucher an dem Geschäft beteiligt sind und keine wirksame Rechts-
wahl getroffen wurde, so gilt nach Art. 6 Abs. 1 Rom I-VO das Recht des Staates,
in dem der Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, sofern das Unter-
nehmen entweder ebenfalls seinen Sitz in diesem Staat hat oder seine Tätigkeit
auch auf diesen Staat ausrichtet. Dies ist bei allen Transaktionen über das Inter-
net der Regelfall.

13Zusammengefasst richtet sich das anzuwendende Recht bei der „Übertragung“
einer Kryptowährung grundsätzlich danach, wo der Veräußerer seinen Sitz hat.
Wenn aber der Erwerber ein Verbraucher ist, der Veräußerer in einem anderen
Staat als der Erwerber sitzt und der Veräußerer sich gezielt an Verbraucher im
Staat des Verbrauchers richtet, wird das Recht des Verbraucher-Erwerber-Staa-
tes Anwendung finden.

2. Erkenntnisverfahren

a) Klagegegner, Zustellung und Klagegegenstand

aa) Klagegegner

14In der zivilprozessualen Klageschrift muss nach § 253 Abs. 2 Nr. 1 ZPO der
Gegner angegeben werden. Hierzu ist der Vorname und Nachname des Gegners
anzugeben. Stand bzw. Gewerbe sollen nach § 130 Nr. 1 ZPO genannt werden,
müssen aber nicht.7 Ein Kaufmann kann unter seiner Firma verklagt werden.
Eine Partei kraft Amtes ist kenntlich zu machen8 (z.B. als „Insolvenzverwalter
über das Vermögen des …“ oder als „Testamentsvollstrecker über den Nachlass
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7 BGH, 12.5.1977 – VII ZR 167/76, NJW 1977, 1686.
8 BGH, 5.10.1994 – XII ZR 53/93, BGHZ 127, 156, 163 f. = NJW 1994, 3232 = LM § 50
Nr. 44.
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